
Ministerium des Innem NRW, 40190 Düsseldorf 

den 
Präsidenten des landtags 
Nord rhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 

40221 Düsseidorf 

Richtlinien der Landesregierung für Härtefonds. 
Nordrhein~Westfalen zur Unterstützung von Opfern des Nationai~ 
sozialismus aus l8imgkeitsgründen ·(Härterichmnien NRW) 

der Richtlinien 

- 1-
- 60-fach-

im Jahr 1 durch Landesregierung Härtefonds NRW 
den Fonds bedürftige Opfer des 

Nationalsozialismus, die nicht anderweitig· nur geringfügig 
entschädigt wurden, durch freiwillige Leistungen des Landes unterstützt 
werden. 

Die letzte Änderung der Richtlinie der Landesregierung für Härtefonds 
des landes Nordrhein-Westfalen zur Unterstützung von Opfern des 
Nationalsozialismus aus Silligkeitsgründen (Härterichtiinien 
erfolgte am 06. Juni 6 (Ergänzung um Auffangtatbestand für 

Fälle). 

. Dezember 2017 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

O'er Minister ' 

Die vom Beirat 'für den Härtefonds Vorgeschlagene erneute Änderung , 
des § 3 Abs. 2 Buchstabe b der Härterichtlinien NRW und der damit 
einhergehenden Erweiterung der Bewilligungsvoraussetzungen um' 
"einen sonstigEm Bezug 'zum LandNRW" und 'der völligen Abkehr von 
der bisher bestehenden, Wohnsitzvoraussetzung soll nicht umgesetzt 
werden. 
Grundsätzlich werden Entschädigungen nach den, Härterichtlinien nur' 
Einwohnern des Landes Nordrhein-Westfalen gewährt. Auch die' 
Entschädigungsrichtlinien anderer Länder verfahren so. .In Bezug auf 
"Nicht":Landeskindei'" , ist NRW, das einzige Bundesland, das 
Entschädigungen unter besonderen Voraussetzungen gewähren kann. 
Die letzte Änderung der' Richtlinie eröffnete die Möglichkeit; ein 
außergewöhnlich schweres Schicksa,l zu entschädigen, bei dem auch 
nach 1945 noch, Täuschungen durch einem in NRW wohnhaften NS-

'Offizier, der an dem Raub des Kindes maßgeblich beteiligt war, hinzu 
kamen, die den' weiteren Lebensweg des . Opfers erheblich 
beeinflussten. Die 2016 ergänzte Wohnsitzvoraussetzung von 25 
Jahren stellt dabei eine Mindestanforderung dar. Darüber' hinaus 
müssen noch schwerwiegende Gründe - wi.e z.B." langfristige 
Auswirkungen der Willkürmaßnahmen, die für die betroffene Person zu 
einer besonderen Härte geführt haben - hinzukommen. , 
Haushaltsmäßig wäre es nicht zu rechtfertigen, für Länder, die keine 
Härterichtlinien haben oder bestimmte Verfolgungsschicksale ' nicht 
anerkennen, Entschädigungsverfahren,zu übernehmen. Es wäre zudem' 
nicht absehbar, wie viele Anträge zukünftig - unter Umständen auch 
resultierend aus Änfragen in anderen Landern, die dann an NRW 
verwiesen würden - auf das Land Nordrhein-Westfalen zukämen. 

, , 

Die entsprechende' Änderung sowie die' aktuellen RichtliniEm habe ich 
als Anlage beigefügt. 

Ich bitte hierzu um Ben~hmensherstellung des zuständigen Fach­
ausschusses. 
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Anlage, 

• ' • • .. f • 

Änderung der ,Richtlinien der Land'e,sregierung für Hä.rtefonds des Landes ' 
Nordrhein-Westfalen, zur Unterstützung von Opfern des Nationalsozialismus 

aus Billigkeitsgründen . (Härterichtlinien NRW) 

Bekanntmachung des Ministeriums des hinem .­
Vom x. Dezember 2017 

Die Landesregierung bestimmt im Ben'ehmenmit dem l"nnenausschuss des Landtags 
Nordrhein-Westfalem: . .' 

1 .. 
§ 4 Absatz -2 Satz 1 der Bekanntmachung des I nneriministeriums "Härterichtlinien 
NRW" vom 8. Mai -2001 (MBI. NRW S. 10.19), die zuletzt durch Bekanntmachung vom 
06. Juni 2016 (MBI. NRW S. 422 ) geände'rtworden ist, wird wie folgt gefasst 
"In besonderen Ausnahmefällen kann die Unterstützung ab' AntragsteIlung' als' 
laufende Beihilfe bis zur Höhe der Mindestrente. nach dem ' 
Bundesentschädigungsg~setz gewährt werden." 

2. 
Diese Bekanntmachung tritt am 1. JanUar 2018 in Kraft. 

Begründung: 

. Allgemeines: 

Der Härtefonds ist konzipiert als freiwiltige Leistung des Landes, aufdie' kein 
Rechtsanspruch besteht. Ein Anspruch besteht nur auf Gleichbehandlung der 
Antragstellerinnen und Antragsteller. Die .Gründung erfolgte 1992. Die ersten Anträge 
wurden 1993 bearbeitet. Die, Richtlin'ien wurden aufgrund sich aus der Praxis 
ergebender Erfahrungen·mehrfachgeändert. Die letzte Änderung ~rfolgte mit 
Bekanntmachung des Ministeriums fü.r Inneres und, Kommunales NRW vom 06. 'Juni 
2016. 
Ziel der Leistungen aus dem Härtefonds NRW ist es; von NS,..Verfolgungs,.. oder 
Willkürmaßnahmen betroffene Opfer, die anderweitig nicht oder nur g.eringfügig 
entschädigt wurden, zu unterstützen. . . . ' 
bi'e Anpassung der Richtlinien erfolgt 'im Benehmen mit dem zuständigen 
Fachausschuss, dader Beirat aus der Mitte des Landtags 'ernannt wird.' 

.Im Einzelnen: 
Zu § 4 Abs. 2 Satz.1: 

Die Anhebung der laufenden BeIhilfen käme den inzwischen hoch betagten 
Überlebenden zu Gute, die vielfach schwer krank und von Altersarmut betroffen sind 
und,gleichzeitig hohe Aufwendungen für medizinische und' pflegerische Versorgung 
haben. Das schwere Schicksal der Betroffenen würde nochmal eine weitergehEmde 
Anerkennung erfahren." . 
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V01T1 1 L 10.2016 

, Richtlinien, der Landesregierun.g für iIärtcfonds 
des Landes Nordrhcän~ Westfalen zur 19"ntcrstülzwag von Opfern 

Nationalsozialismus aus BH.1igi:l;eitsgriindcn 
.cl:nh~tedchml1ien NRW) 

Bek.d. Innenmil1istel'iums' v. 85.200] 
-'n B 3 - 000 (l)Beiheft 3a -, 

Im Beneh..rne,n mit dem zu~tän'digen Fachausschuss des Landtags Norddiein-Westfalen erlässt die 
LandesregierUng folgende Richtlinien: . ' . 

§ 1! 1\ 

, 1 
~ 

',personen, die in der Zeit vom 30. Januar i 933 bis 8. Mai 1945 ra~sischen oder religiösen Gl:ünden 
oder .wegen. ihres politischen oder ethisch begründeten Verhaltens oder aus ande;'en Gründel1 der 
nationalsozialistischen Ideologie verfoigt durch Willkürmaßnahmen nachhaltig betroffen v/orden, 
sind, können aus den Häi"tefortds des Landes Nordrhein-W~stfalen i~n. Rahmen .det zur Vr:;rfügung . 
stehenden Haushaltsmittel nach Maßgabe dieser Richtlinien Unterstützungen 

,2 

auf Unterstützung besteht nicht. 
3 

, Leistungen nach El1tschädigungs- oder V-!iedergutInachungsregeIunge,n des Bundes müssen 'vorrangig 
geffend gemadlt werden. Ein Antrag l)ach die~en ffärterichtlinien kanu gesrellt werden, bevor 
über' Ansprüche nach den Vorschriften 'des Satzes 1 abschließend entschieden worden ist 

§2 
1 
Antragsberech'figt sind von NS-Verfo1 gungs- oder -Wi1lkürmaßnahmen im Sinne, des § 1 Abs, j 
unmittelbar betroffene Opfer, die bisher keine oder nur elne geringe Entschadigllng erIialten ha~e!1 
und diese auch nicht anderweitig erhalten können. ' 

'2, . . 

Antragsberec1~tigt sind ferrier überlebende Ehegatten, Lebensgefahrtei1, KÜlcler und Eltem, wenn diese' 
von den gegen den Verstorbenen oder die Verstorbene gedchteten Maßnahmen oder deren 
Auswirkungen,erheblich niitbetroffen wanin. Zuw.endungen ft~r',die einzelnen Hinterbliebenen 
dürfen zusammen den Uber~teigen; 'der oder der Betr~ffenen zugestanden hätte . 
.." 
:J 

.. , . " 

, 20, 0.20 16 j'] :01 I: 
I '10,':". , " j 

. ,I 
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2 
von Absatz I KOi'me::n 

eine,nach § 2 . . . . 
gesundheitlic~en oder GrÜnd.en HauptYJohnsitz aus Nordrhdn-WestfalGn in ein 
anderes Bundesrepublik.Deutschland v.erlegt oder.' . 

b) nach § 2 Absatz 1 b~rec~itigte Person ihren.Hauptwohl1SJtZ mindestens 25 Jahre in Nordrhein-
Westfalen hatte und schwellJ11ieg~nde GrÜnde wie z. B. langf1:istige Auswirkungen von 
\;v.iHkünmißnahmen vorlie·gerl,· für die betroffene Person zu einer besonderen Härte geführt haben . 

. § ~ 

Die Unterstützung besteht der Regel aus einer einmalt:g~n Ka:pital~ahlung. Sie beträgt höchstens 
3.600,00 Euro. 
2 

besonderen Ausn~hmefaBen 'karl1"'1 die Unterstützung ab AntragstejJung als laufende Beihilfe in 
einer Höhe von bis. zu 320,00 Euro monatlich gewährt werden. Ein besm~derer Ausnahmefall liegt 
insbesondere vor bei . 

a) einer durch NS-Umecht im Sinne des § 1 v~rurs~chten l~achlialtigell gesundheitlichen oder .. 
körperlichen Schädigung, wenn diese auf grund g~setzlicher Besthmi1ungen bereits behördlich 
anerkarmt worden ist, . . ' 
b) Haft in Konzentrationslager .im §: 42 Abs. von mebrmQnatiger Dauer, 
c) Freiheits entziehung "in einer anderen Haftstätte im Sinne des § 43 ;2 t\nd 3 BEG von 
mindestens neun Monaten und 

cl) unter Todesdrohung nach einern militärge.rfqhtlichen oder standre~htljchen Verfahren 
Strafkompapie von Dauer. 

", :.J. 

deT tmter von.,Art 
natiOI1E!lso.zialistischen Unre<:htsmaßna)1men :n1d der·gege11wärtigen persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnjsse des oder, Betroffenen zu bemessen . 

. :l . §.~ 

Wegen der Schädigung durch die NS-Gewaltliel1"schaft anderweitig geWährte Leistungen sind z:u 
berücksichtigen. 

§ 6. 
Bei außergewö.hnl~~hen Umständeil, hinnen Unterstützungen a~vveich~m"d von den in § 5 genannten 
Voraussetzungen gewährt werden. '- ("" 

, . 
§ 7 . 

1 

süllen 

". ~ 
20.10.20i61J:Oi ~ 
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2 
Die Voraussetzungen ' für 
glaubhaft zu 11.1acheii. 

§8 

Leistungsgew~hrlml:?: sind unter von Unt~rlagen 

Der Antrag ,ist bei Bezlrksr,egienmg Düsseldorf SChl:iftlich zU,stellen. Antragsvordrucke und 
Abdrucke dieser Richtlinien werden den An!ragstellem von dort zm Verftigung gestellt. 

'4', . 

J 

Die Bezirksregierung Düsseldorfhat vor der Entscheidung'über den Antnig d'en Beü:at zu hören ünd 
dessen VotUm zu beachten. 
5 

Bezirksregierung Düsseldorf entsc~eidet d~ü'ch Verwalrungsakt, der dem Sinn und Zweck der 
H8rtGrichtli l~ien und dem Gleichbehandlungsgr,undsatz zu entsprechen hat Eritscheidung ist 'mit 

Rechtsbehelfsbelehrl;lng zu versehen, 

~s wird' ein,Belrat gebildet.. 
2 

besteht aus ,sieben 'Mitgliedern, ,die zu Beghm eine~jeden'Legisl~turperiode des Landtags 
vorn zustfu--:idigen Fachausschuss de;:s: Landtags werden, Tätigkeit zur 
Benennung neuer Mitglieder aus . 
.., . .) 

Ber~tungen . ~ 
teil. Bezirksregietung nimmt ein \/"",-1-,.",.;0"". 

t " 

4 

karm Ge?chäftsordnl,fug 
5 

Die Mitglieder des Beirats werden ehrenamtlich tätig. Sie erhalten ausschließlich Fahrkostenersatz in, 
entsprechender Anwepdung des ,LandesreiSekostengesetzes. ' 

, § 10 , 
. ' Die bei der Durchführung dieser RichtÜnien entstel"ienden Sach- und Personalkoste~1 werde11 aus dem 

Kapitel 03'310 des'Landeshaushalts bestritten. ' , '," , . , , 

Die Richtlinieri treten mit Wirkung,voin 1. Januar 2001 in Kraft. Mit gleicher Wirkung werden die mit 
ßekanntmachung des Innenminist'eriums vom' 11.6.1996 (SMBL NRW. 25) veröffentlichten . 
Richtlinien aufgehoben.' 

, Nm •. NRW, 2001 S., , (lVnil. NHW. 2012 27), 
NR'W, .lOH So 27,1.2'016(M NR"V. 

. 
Ministerium fDr inneres 

I 

I 
! 


